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Drucksache V/4641 


Der Bundesminister der Finanzen 

V A/6 — D 2004 — 31/69 


Bonn, den 17. September 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Süddeutscher Getreideskandal 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Fellermaier, Hirsch, 
Marx (München), Seidel und Genossen 
— Drucksache V/4625 — 


Die oben bezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich namens 
der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt: 


1. Liegen heute genauere Zahlen über den Gesamtschaden vor, 
den die Bundesrepublik Deutschland durch die zu Unrecht be- 
zogenen Barerstattungen und hinterzogenen Abschöpfungs- 
abgaben im süddeutschen Getreidefall erlitten hat (in der Ant- 
wort des Bundesministers der Finanzen vom 29. Dezember 1967 
— Drucksache V/2440 — war von 5 bis 12 Millionen DM 
Schaden die Rede)? 


In dem als „Süddeutscher Getreideskandal" bezeichneten Fall 
liegen jetzt genauere Zahlen über die widerrechtlich bezogenen 
Vorteile vor: 


a) An Subventionen sind in der Zeit der 
nationalen Getreidemarktordnung zu 

Unrecht in Anspruch genommen: 5 096 682,47 DM 

b) Die von der Einfuhr- und Vorratsstelle zu 

Unrecht gezahlten zusätzlichen Barerstat- 
tungen betragen: 24 865,00 DM 


c) Die hinterzogenen Abgaben (infolge der 
Abschöpfungsfreiheit bei Einfuhren) be- 
tragen: 9 520 654,56 DM 

Vorteileinsgesamt: 14 642 202,03 DM 


Selbstverständlich unterliegen diese Zahlen noch der richter- 
lichen Überprüfung in den anhängigen gerichtlichen und finanz- 
gerichtlichen Verfahren. 
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2. a) Sind gegenüber den am süddeutschen Getreidefall beteiligten 
6 Firmen und 14 Beschuldigten Rückforderungen w egen der 
zu Unrecht erhobenen Barerstattungen erhoben und Nach- 
erhebungen wegen der hinterzogenen Abschöpfungsabgaben 
geltend gemacht worden? 

Nachforderungen wegen der hinterzogenen Abschöpfungen 
sind gegen vier Firmen und elf Personen geltend gemacht 
worden. 

Dabei wurden wegen der hinterzogenen Abschöpfungen - vgl. 
zu Frage 1 unter Buchstabe c — gesamtschuldnerische Häftlings* 
bescheide in voller Höhe von rd. 9,5 Mio DM gegen die Haupt- 
beschuldigten erlassen, gegen die übrigen Beschuldigten im 
Rahmen ihrer Mitwirkung. 

Die Subventionen aus der Zeit der nationalen Getreidemarkt- 
ordnung und die Barerstattungen wurden ebenfalls zurück- 
gefordert. 


b) Inwieweit konnten die Rückforderungs- und Nacherhebungs- 
verfahren inzwischen rechtskräftig abgeschlossen werden? 

Der Abschöpfungshaftungsbescheid sowie der Rückforderungs- 
bescheid über Subventionen und Barerstattungen gegen den 
inländischen Hauptbeschuldigten wurden rechtskräftig; gegen 
die übrigen Bescheide laufen Rechtsbehelfsverfahren. Die Voll- 
streckung aus dem Rückforderungsbescheid ist eingeleitet. 


c) Welche Beträge sind von den Beteiligten des süddeutschen 
Getrcidefalls inzwischen aüfgrund von Rückforderungen und 
Nacherhebungen gezahlt worden? 

Die Beteiligten haben bisher an hinterzogenen Abgaben insge- 
samt 211 000 DM entrichtet, zu denen 190 000 DM an verein- 
nahmter Umsatzsteuer treten. 


d) In wieviel Fällen und bis zu welchem Betrag konnten die 
Rückforderungen und Nacherhebungen durch Eintragung von 
Zwangshypotheken oder durch andere Sicherheiten befriedigt 
werden? 

Es wurden zwei Grundstücke mit Zwangshypotheken {Siche- 
rungshypotheken) in Höhe von rd. 5 Mio DM bzw. 500 000 DVl 
belastet. Die Verkehrswerte der Grundstücke dürften jedoch 
nur 60 000 DM bzw. 20 000 DM betragen, auch sind beide Grund- 
stücke über ihren Verkehrswert hinaus vorbelastet. 

Weitere Versuche, die Forderungen zu sichern, hatten bisher 
keinen Erfolg. 

Ein Beteiligter leistet vierteljährliche Ratenzahlungen in Höhe 
von je 25 000 DM. 
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3. Liegen schon Erfahrungen vor, aus denen zu ersehen ist, wie 
sich die voji der Bundesregierung geschaffenen Maßnahmen zur 
ßekämpfimg betrügerischer Praktiken bei der Ein- und Ausfuhr 
von Agrarerzeugnissen (nicht nur Getreidebereich) ausgewirkt 
haben? Ist insbesondere ein Rückgang der betrügerischen Mani- 
pulationen bei den Austuhrerstattungen festzustellen, nachdem 
die Bundesregierung eine alleinige Zuständigkeit des Haupt- 
zollamtes Hamburg-Jonas für Erstattungen angeordnet hat? 

Die betrügerischen Manipulationen mit Erstattungen scheinen 
in letzter Zeit zurückzugehen. Das dürfte darauf zurückzuführen 
sein, daß auf Grund der Erfahrungen in der Vergangenheit die 
einschlägigen Rechtsvorschriften der EWG und der Bundes- 
republik verbessert und ergänzt -worden sind. Weiter dürfte 
sich die Übernahme der mit der Ausfuhr zusammenhängenden 
Tätigkeiten - vor allem die Entnahme von Proben und deren 
Untersuchung - durch die Bundeszollverwaltung günstig aus- 
gewirkt haben. 

Grund 
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